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Einkommensteuer . Anschaffungsnahe Herstellungskosten für vermietete Immobilien 
 
In 2016 hat der BFH den Begriff „anschaffungsnahe Herstellungskosten“ zulasten der Steuerpflichtigen 
näher definiert und sich für eine typisierende Betrachtungsweise ausgesprochen. Das Bundesfinanz-
ministerium wendet die Rechtsprechung an, hat aber für zwei Fälle eine zeitliche Übergangsregelung 
bzw. ein Wahlrecht eingeräumt (BMF-Schreiben vom 20. Oktober 2017). 
 
Hintergrund 
 
Für steuerliche Zwecke werden Aufwendungen in Herstellungskosten umqualifiziert, wenn innerhalb 
von drei Jahren nach Anschaffung des Gebäudes Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen 
durchgeführt werden, deren Nettoaufwendungen (ohne Umsatzsteuer) 15 % der Gebäude-An-
schaffungskosten übersteigen. Die Aufwendungen sind dann nicht sofort, sondern nur über die 
Gebäude-Abschreibung steuerlich abzugsfähig.  
 
Schönheitsreparaturen 
 
Alte Sichtweise: Schönheitsreparaturen (beispielsweise das Tapezieren und Streichen von Wänden) 
sind grundsätzlich sofort abzugsfähig. Fallen Schönheitsreparaturen aber im Rahmen einer einheitlich 
zu würdigenden Baumaßnahme an, sind sie in die Berechnung der 15 %-Grenze einzubeziehen.  
 
Neue Sichtweise: Auch Schönheitsreparaturen sind einzubeziehen. Soweit der BFH bisher einen engen 
räumlichen, zeitlichen und sachlichen Zusammenhang mit den Modernisierungs- und Instandsetzungs-
maßnahmen gefordert hatte, hält er daran nicht mehr fest. 
 
Selbständige Gebäudeteile 
 
Bislang vertrat die Finanzverwaltung die Auffassung, dass eine gebäudebezogene Prüfung der Auf-
wendungen vorzunehmen ist.  
 
Dies sieht der BFH allerdings anders: Die 15 %-Grenze ist auf die einzelnen selbständigen Gebäude-
teile und nicht auf das Gebäude insgesamt zu beziehen, wenn das Gebäude unterschiedlich genutzt 
wird (z. B. Wohnhaus mit einer vermieteten und einer selbstgenutzten Wohnung). Maßgeblich ist 
insoweit, ob die einzelnen Gebäudeteile in verschiedenen Nutzungs- und Funktionszusammenhängen 
stehen. 
 
Übergangsregelung 
 
Bei den vorgestellten Sachverhalten können Steuerpflichtige die bisherige Sichtweise auf Antrag weiter 
anwenden. Dies gilt in den Fällen, bei denen der Kaufvertrag vor dem 01. Januar 2017 abgeschlossen 
wurde. 
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Einkommensteuer . unverbrauchter Erhaltungsaufwand geht nicht auf Rechtsnach-
folger über 
 
Um die Steuerprogression zu senken, kann es sich anbieten, größere Aufwendungen für die Erhaltung 
von Gebäuden, die nicht zu einem Betriebsvermögen gehören und überwiegend Wohnzwecken dienen, 
auf zwei bis fünf Jahre gleichmäßig zu verteilen. Eine Entscheidung des Finanzgerichts Berlin-Branden-
burg vom 12. Juli 2017 zeigt jedoch, dass dieses Wahlrecht bei der Rechtsnachfolge zur Steuerfalle 
werden kann. 
 
Werbungskosten kann grundsätzlich nur derjenige abziehen, der sie selbst getragen hat. Dieser Grund-
satz gilt auch bei der Gesamtrechtsnachfolge, sodass hier eine Übertragung verbleibender Aufwen-
dungen ausscheidet.  
 
Nach der Ansicht des Finanzgerichts Berlin-Brandenburg scheidet eine Übertragung verbleibender Auf-
wendungen in Rechtsnachfolgefällen generell aus. Dies gilt insbesondere dann, wenn ein Vorbehalts-
nießbraucher Erhaltungsaufwendungen trägt, auf zwei bis fünf Jahre verteilt, im Verteilungszeitraum 
verstirbt und vom Grundstückseigentümer beerbt wird. 
 
Tipp: Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg hat die Revision zugelassen, weil die Frage der Über-

tragbarkeit von verbleibenden Aufwendungen in Rechtsnachfolgefällen in Rechtsprechung und 
Literatur umstritten ist. Da die Revision inzwischen anhängig ist, wird der Bundesfinanzhof bald 
Gelegenheit haben, für Klarheit zu sorgen. 

 
 
Einkommensteuer . Abzug von Aufwendungen für Arzneimittel bei Diätverpflegung  
 
Aufwendungen, die durch eine Diätverpflegung entstehen, können nicht als außergewöhnliche Belas-
tung berücksichtigt werden. Dies ist gesetzlich ausgeschlossen. Handelt es sich jedoch um Arzneimittel 
im Sinne des § 2 AMG (= Gesetz über den Verkehr mit Arzneimitteln), zählen diese nicht zur Diätver-
pflegung, auch wenn sie während einer Diät eingenommen werden.  
 
In der ersten Entscheidung zu diesem Verfahren hatte das Finanzgericht Düsseldorf noch anders 
entschieden. Damit gaben sich die Steuerpflichtigen allerdings nicht zufrieden und wandten sich an den 
BFH. Und dieser entschied, dass Aufwendungen für Arzneimittel im Sinne des § 2 AMG nicht dem 
Abzugsverbot für Diätverpflegung unterliegen. Sie sind als außergewöhnliche Belastung zu berück-
sichtigen, wenn die Medikation einer Krankheit geschuldet und deshalb ärztlich verordnet worden ist. 
Dass der Steuerpflichtige wegen dieser Krankheit zugleich eine Diät halten muss, steht dem Abzug 
nicht entgegen. 
 
Der BFH verwies das Verfahren an das Finanzgericht zurück. Dieses musste nun im zweiten Rechts-
gang feststellen, ob es sich bei den diversen Präparaten um ärztlich verordnete Arzneimittel im Sinne 
des § 2 AMG gehandelt hat. Hierzu holte das Finanzgericht eine amtliche Auskunft des Bundesinstituts 
für Arzneimittel und Medizinprodukte ein, wonach z. B. die Präparate Milgamma mono 150, und Vigan-
toletten 1000 wegen ihrer Zulassung als Arzneimittel anzuerkennen sind. 
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Von den Gesamtaufwendungen wurden schließlich rund 1/3 anerkannt. Da es sich bei den übrigen 
Präparaten nicht um Arzneimittel im Sinne des § 2 AMG handelte, scheiterte für diese Aufwendungen 
der Abzug. Den Hinweis der Steuerpflichtigen, dass die Vereinbarkeit des (deutschen) AMG mit – ihrer 
Ansicht nach höherrangigen – europäischen Rechtsvorschriften in Zweifel zu ziehen sei, lehnte das 
Finanzgericht in seiner Entscheidung vom 24. Januar 2017 ab.  
 
 
Einkommensteuer . Gewinnerhöhende Abzinsung von unverzinslichen Angehörigen-
darlehen  
 
Unverzinsliche (betriebliche) Verbindlichkeiten sind mit einem Zinssatz von 5,5 % gewinnerhöhend 
abzuzinsen, sofern die Laufzeit am Bilanzstichtag mindestens zwölf Monate beträgt. Dies gilt nach einer 
Entscheidung des BFH vom 13. Juli 2017 auch für Angehörigendarlehen, wenn diese unter Heran-
ziehung des Fremdvergleichs steuerrechtlich anzuerkennen sind.  
 
Die Vorinstanz, das Finanzgericht München, hatte die von der Ehefrau des Betriebsinhabers gewährten 
unverzinslichen Darlehen bei einer Gesamtwürdigung aller Indizien als fremdüblich beurteilt – trotz der 
mangelnden Besicherung und der erst später erfolgten schriftlichen Fixierung der Darlehensmodali-
täten. Dass die Darlehensverhältnisse einem Fremdvergleich standhalten, hielt der BFH zumindest für 
möglich, sodass er an die Feststellungen der Vorinstanz gebunden war. 
 
Wäre hier eine andere Beurteilung erfolgt, wären die Darlehen dem Privatvermögen des Betriebsin-
habers zuzuordnen gewesen. Eine Gutschrift auf dem betrieblichen Konto hätte zwingend als Einlage 
erfasst werden müssen und eine Abzinsung wäre nicht erfolgt.  
 
Da die unverzinsten Darlehensverbindlichkeiten aber steuerlich anzuerkennen waren, mussten sie mit 
dem gesetzlich festgelegten Zinssatz von 5,5 % abgezinst werden. Weder lässt sich dem Gesetzes-
wortlaut eine Einschränkung im Hinblick auf Angehörigendarlehen entnehmen, noch verlangt der Zweck 
der Vorschrift eine Sonderbehandlung solcher Darlehen, so der BFH. 
 
Tipp: Die Abzinsung unterbleibt, wenn die Laufzeit der Verbindlichkeit am Bilanzstichtag weniger als 

zwölf Monate beträgt, die Verbindlichkeit verzinslich ist oder auf einer Anzahlung oder Voraus-
leistung beruht. Es genügt bereits, wenn ein niedriger Zinssatz vereinbart wird, der nicht 
marktüblich sein muss. 

 
 
Kindergeld . Großeltern können berechtigt sein 
 
Auch Großeltern können Kindergeld bekommen – nämlich dann, wenn sie Enkel überwiegend in ihrem 
Haushalt versorgen und betreuen. Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz hat am 29. August 2017 ent-
schieden, dass Großeltern auch dann Kindergeld erhalten können, wenn Mutter und Kind aus dem 
gemeinsamen Haushalt mit den Großeltern ausziehen, das Kind aber tatsächlich überwiegend nach wie 
vor im Haushalt der Großeltern betreut und versorgt wird.  
 
Im Streitfall hatten Tochter und Kind (Geburt im März 2013) noch bei den Eltern/Großeltern gelebt. Die 
Tochter studierte. Also kümmerten sich vorrangig die Großeltern um die Enkelin – und der Großvater 
beantragte auch einvernehmlich das Kindergeld. Als Tochter und Enkelin im Mai 2015 ausgezogen 
waren, zahlte die Familienkasse kein Kindergeld mehr.  
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Der Großvater klagte. Er argumentierte, dass die Enkelin weiterhin überwiegend in seinem Haushalt 
versorgt und betreut wurde. Er konnte nachweisen, dass sich die Enkelin an mehreren Tagen der 
Woche in seinem Haushalt befand und dort in einem eigenen Zimmer übernachtete. 
 
Gibt es einen gemeinsamen Haushalt von Eltern / Elternteil und Großeltern, ist kaum feststellbar, wer 
für das in diesem gemeinsamen Haushalt lebende Kind bzw. Enkelkind den größeren Betreuungs- und 
Versorgungsbeitrag leistet. Der Gesetzgeber hat daher für diesen Fall geregelt, dass der Kindergeld-
anspruch vorrangig den Eltern bzw. dem Elternteil zusteht. Auf den Kindergeldanspruch kann aber 
zugunsten eines Großelternteils verzichtet werden. Diese Situation lag im Streitfall bis Mai 2015 vor. 
 
Liegt dagegen (wie hier ab Mai 2015) kein gemeinsamer Haushalt vor und hält sich das Kind sowohl im 
Haushalt der Eltern bzw. eines Elternteils als auch im Haushalt der Großeltern auf, ist fraglich, wem das 
Kindergeld (vorrangig) zusteht, da dieser Fall nicht (ausdrücklich) gesetzlich geregelt ist. Das Finanz-
gericht vertrat die Auffassung, dass es hier keinen vorrangigen Anspruch der Eltern gibt und daher 
festgestellt werden muss, in wessen Haushalt sich das Kind überwiegend aufhält und seinen Lebens-
mittelpunkt hat. Ein Verzicht der Eltern auf den Kindergeldanspruch reicht nicht aus. 
 
Für das Finanzgericht war entscheidend, dass das Kind in deutlich überwiegendem Umfang von den 
Großeltern versorgt, betreut und erzogen wurde. Zudem hätten sich die Großeltern auf eine dauerhafte 
Betreuung eingerichtet und auch ihre berufliche Situation darauf ausgerichtet. 
 
Tipp: Im Streitfall war die Frage, ob der Großvater oder seine Tochter (vorrangig) kindergeld-

berechtigt ist, deshalb so entscheidend, weil der Großvater als Teil seiner Beamtenbesoldung 
einen Familienzuschlag erhielt, dessen Höhe von der Anzahl der Kinder abhängig ist, für die ein 
Beamter Anspruch auf Kindergeld hat. Hätte das Kindergeld für sein Enkelkind also seiner 
Tochter zugestanden, hätte er einen niedrigeren Familienzuschlag erhalten.  

 
 
Lohnsteuer . Trockenes Brötchen mit Kaffee ist kein steuerlich relevantes Frühstück 
 
Nach einer Entscheidung des Finanzgerichts Münster vom 31. Mai 2017 sind trockene Brötchen in 
Kombination mit Heißgetränken kein lohnsteuerpflichtiger Sachbezug in Form eines Frühstücks.  
 
Im Streitfall hatte der Arbeitgeber seinen Angestellten arbeitstäglich verschiedene Brötchensorten 
(unbelegt) in einem Brötchenkorb sowie Heißgetränke aus einem Getränkeautomat unentgeltlich zur 
Verfügung gestellt. Aufstrich, Aufschnitt oder sonstiger Belag wurden nicht gestellt, sondern nur die 
trockenen Brotwaren.  
 
Das Finanzamt sah hierin eine unentgeltliche Zurverfügungstellung einer Mahlzeit in Form eines 
Frühstücks, das mit dem amtlichen Sachbezugswert je Mitarbeiter und Arbeitstag zu besteuern sei 
(kalendertäglicher Wert in 2017: € 1,70). Dies sah das Finanzgericht Münster aber anders. 
 
Beurteilt man die unentgeltlich zur Verfügung gestellten Lebensmittel zunächst getrennt, handelt es sich 
bei den Getränken um Aufmerksamkeiten, die nicht zum Arbeitslohn zählen. Trockene Brötchen oder 
Brotwaren für sich genommen stellen ebenfalls lediglich eine Aufmerksamkeit in diesem Sinne und kein 
Frühstück dar.  
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Das Finanzgericht Münster ist der Auffassung, dass es sich auch bei der Kombination von Heißgetränk 
und unbelegtem Brötchen oder Brot nicht um ein Frühstück handelt, das mit dem Sachbezugswert zu 
versteuern ist. Die Verpflegung unterliegt vielmehr dem allgemeinen Begriff der „Kost“ in § 8 Abs. 2 S. 1 
des Einkommensteuergesetzes, so das Finanzgericht. Dies hat zur Folge, dass die monatliche 44 €-
Freigrenze für Sachbezüge anzuwenden ist, die im Streitfall nicht überschritten wurde. 
 
Tipp: Bis dato hat sich die höchstrichterliche Rechtsprechung noch nicht mit der Frage ausein-

andergesetzt, welche Nahrungsmittel und Getränke bzw. Genussmittel unentgeltlich oder teil-
entgeltlich zur Verfügung gestellt werden müssen, damit ein Frühstück im obigen Sinne vorliegt. 
Daher hat das Finanzgericht die Revision zugelassen, die inzwischen beim BFH anhängig ist. 

 
 
Körperschaftsteuer . Zur Anerkennung einer Pensionsrückstellung mit Abfindungs-
klausel 
 
Eine Pensionsrückstellung ist auch dann steuerlich anzuerkennen, wenn eine enthaltene Abfindungs-
klausel nicht die für die Berechnung der Abfindungshöhe anzuwendende Sterbetafel enthält. Dies hat 
das Finanzgericht Schleswig-Holstein in zwei Entscheidungen vom 21. Februar 2017 herausgestellt.  
 
Nach den gesetzlichen Vorgaben muss eine Pensionszusage schriftlich erteilt werden. Außerdem muss 
sie eindeutige Angaben zu Art, Form, Voraussetzungen und Höhe der in Aussicht gestellten künftigen 
Leistungen enthalten. 
 
Nach Meinung der Finanzverwaltung ist es zwingend erforderlich, dass in der Pensionszusage die für 
die Berechnung der Kapitalabfindung anzuwendende Sterbetafel explizit benannt wurde.  
 
Dies sieht das Finanzgericht Schleswig-Holstein anders: Für die Erfüllung des Eindeutigkeitsgebots 
kommt es nicht darauf an, dass die Pensionszusage eindeutige Angaben zur Berechnung der 
Abfindungshöhe enthält. Somit war es in den beiden Verfahren ausreichend, dass auf die anerkannten 
Regeln der Versicherungsmathematik bzw. die jeweils gültigen Rechnungsgrundlagen für betriebliche 
Pensionsverpflichtungen verwiesen wurde.  
 
Tipp: Um in der Praxis auf der sicheren Seite zu sein, sollten die Vorgaben der Finanzverwaltung zur 

Ausgestaltung von Abfindungsregelungen beachtet werden. Für bereits aufgegriffene Altfälle 
sollte Einspruch eingelegt werden. Da gegen die Urteile des Finanzgerichts jeweils die Revision 
anhängig ist, tritt bis zur Entscheidung des BFH Verfahrensruhe ein. 

 
 
Gewerblicher Rechtsschutz . Dabeisein ist alles! – Firmenveranstaltungen dürfen 
„Bauernhofolympiade“ heißen 
 
OLG München, Urteil vom 07.12.2017, Az.: 29 U 2233/17 
 
Das Oberlandesgericht München hat in einer Berufungsverhandlung entschieden, dass eine Eventfirma 
Veranstaltungen für Unternehmen unter dem Titel „Bauernhofolympiade“ vermarkten darf und eine 
Klage des Deutschen Olympischen Sportbunds (DOSB) abgewiesen. 
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Bei der von der beklagten Eventfirma vermarkteten „Bauernhofolympiade“ treten Mitarbeiter in Diszi-
plinen wie Heugabelwerfen, Wettsägen und Traktorparcours gegeneinander an. Dies soll die Teil-
nehmer motivieren und den Zusammenhalt stärken. 
 
Der DOSB vertritt das Internationale Olympische Komitee in Deutschland und fand die Bezeichnung der 
angebotenen Veranstaltungen als „Olympiade“ überhaupt nicht lustig und mahnte die Eventfirma ab. 
Zwar sei eine direkte Verwechslungsgefahr mit den Sommer- und Winterspielen nach Ansicht des 
Sportbundes nicht gegeben, aber nach Ansicht des DOSB nutzte die Firma unerlaubt den Ruf der 
Olympischen Spiele für sich aus. 
 
Die „Rufausbeutung“ liege darin, weil die Firma ihre Veranstaltungen als „so gut organisiert wie die 
Olympischen Spiele“ darstelle, zudem verkaufe das Unternehmen Lizenzen für die „Bauernhofolym-
piade“ an andere Veranstalter. Dies stelle einen Verstoß gegen das Olympiaschutzgesetz dar. 
 
Bereits in der ersten Instanz hatte der DOSB keinen Erfolg. Auch in der Berufung wiesen die Richter 
vermeintliche Ansprüche zurück. „Das Hervorrufen bloßer Assoziationen zu den Olympischen Spielen“ 
reiche nach Ansicht der Richter für ein Verbot nicht aus. Begriffe wie Olympia gehören zum allgemeinen 
Sprachgebrauch. Allein die Bezeichnung genüge nicht, um das Olympiaschutzgesetz zu verletzen, so 
die Kammer weiter. 
 
Der unterlegene DOSB kündigte an, eine Revision vor dem Bundesgerichtshof prüfen zu wollen. 
Schließlich sei er als Vermarkter der Sponsoringrechte in Deutschland an den Olympischen Spielen 
gegenüber seinen Lizenznehmern verpflichtet, gegen mutmaßlich ungenehmigte Nutzungen vorzu-
gehen. 
 
 
Gewerblicher Rechtsschutz . Nachvergütung für Kameramann von „Das Boot“ 
 
OLG München, Urteil vom 21.12.2017, Az.: 29 U 2619/16 
 
Ein jahrelanger Rechtsstreit ist vor dem Oberlandesgericht München zu Ende gegangen. Geklagt hatte 
der „Chefkameramann“ des filmischen Welterfolgs „Das Boot“ auf einen finanziellen Nachschlag. 
 
Der Kläger war bei der Produktion des Spielfilms „Das Boot“ im Jahr 1981 als Chefkameramann tätig. 
Er ist somit im Sinne des Urhebergesetzes (UrhG) Miturheber dieses Werkes. Für seine Tätigkeit erhielt 
er damals eine Vergütung in Höhe von umgerechnet ca. € 100.000,00. 
 
Da das filmische Werk ein Welterfolg wurde und mit zahlreichen Auszeichnungen bedacht worden war 
– so u. a. eine Oscarnominierung für die beste Kamera – fühlte der Kläger sich im Verhältnis zum Erfolg 
des Films unangemessen vergütet. Er berief sich auf sog. Fairnessparagraphen (§ 32a UrHG) im 
Urheberrecht und verlangte von der Produktionsfirma „Bavaria Film“, dem Westdeutschen Rundfunk 
(WDR) und der E.V.M. GmbH, die den Film auf Video und DVD verbreitet, eine weitere Beteiligung am 
Erfolg. 
 
Da ihm diese außergerichtlich versagt blieb, erhob der Kameramann Klage beim Landgericht München, 
zunächst auf Auskunft der erzielten Erlöse und in der zweiten Stufe auf Zahlung einer angemessenen 
Beteiligung. Dort hatte die Klage bereits weitestgehend Erfolg. Die Beklagten gingen jedoch gegen das 
Urteil in die Berufung, die vom OLG München allerdings zurückgewiesen wurde. 
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Die Richter urteilten, dass der Kläger einen Anteil am Erfolg des Werkes habe, der nicht im Verhältnis 
zu seiner bisherigen Vergütung stehe. Denn der Film habe allein in den Jahren 1995 bis 2013 mehr als 
€ 40 Mio. eingespielt. Dies rechtfertige eine Nachvergütung von mehr als € 470.000,00 zzgl. Zinsen in 
Höhe von weiteren ca. € 150.000,00, so das Gericht. 
 
Zudem stehen dem Kläger künftige weitere Beteiligungen in Höhe von jeweils 2,25 % von den 
Nettoerlösen der Bavaria Film und der E.V.M. zu. Unter anderem gehe es dabei um Einnahmen aus 
den Besucher-Touren auf dem Bavaria-Gelände, bei denen „Das Boot“ einen wichtigen Teil darstelle. 
Für künftige Fernsehausstrahlungen könnte er Wiederholungsvergütungen entsprechend den tarifver-
traglichen Regelungen des WDR verlangen, so die Richter weiter. 
 
Ob die Revision zum BGH zugelassen wurde, ist diesseits nicht bekannt.  
 
 
Markenrecht . Verleiht keine Flügel – Keine Farbmarke für „Red Bull“ 
 
EuG, Urteil vom 30.11.2017, Az.: T 101/15 und T 102/15 
 
Immer wieder rücken sog. Farbmarken in das Licht von gerichtlichen Urteilen. Neben „Nivea-Blau“ und 
„Sparkassenrot“, ging es vor dem Gericht der Europäischen Union in Luxemburg nun um die Eintragung 
der Farbkombination „blau-silber“. Der Getränkehersteller „Red Bull“ hatte versucht diese Farbkombi-
nation als Farbmarke schützen zu lassen, was jedoch durch das EuG versagt wurde. 
 
Der Energy-Drink-Hersteller versucht bereits seit Jahren, die Farbkombination seiner Dosen zu 
schützen. Gegen einen entsprechenden Antrag auf Eintragung einer entsprechenden Marke klagte eine 
polnische Firma und bekam nun vor dem EuG Recht. Denn „Red Bull“ habe in der Beschreibung der 
Marke lediglich die beiden Farbtöne sowie ein Verhältnis von etwa 50 zu 50 aufgeführt. Dies reichte 
nach Ansicht der Richter aber nicht aus. Für eine klar abgrenzbare Farbmarke sei eine genauere 
Beschreibung der Zusammenstellung nötig. Die beantragte Marke sei nicht präzise genug formuliert 
und damit nicht ausreichend abgegrenzt, so das Gericht. 
 
Das Urteil ist aber noch nicht rechtskräftig. Ob „Red Bull“ Rechtsmittel gegen die Entscheidung einlegen 
wird, bleibt abzuwarten. 
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